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VORGESCHICHTE In der Sommersession 1965 reicht der St.Galler Ständerat Willi Rohner 
eine Motion ein, welche vom Bundesrat die Erneuerung der bestehenden 
Verfassungsbestimmungen im Bereich der Wasserwirtschaft verlangt. 
Die Grundlage für die Motion bilden zwei Erkenntnisse: erstens, dass 
trotz umfangreichen Zugangs zu sauberem Wasser mit dieser Ressource 
sorgfältig umgegangen werden muss, und dass Eingriffe in einen Teilbe-
reich stets den gesamten, häufig kantons- und staatsübergreifenden 
Wasserhaushalt beeinflussen:, und zweitens, dass die bestehende 
Rechtsordnung die verschiedenen Bereiche der Wasserwirtschaft nicht 
hinreichend integriert, um diesen gewachsenen Ansprüchen zu genügen. 
So herrscht gemäss Bundesrat in der Schweiz eine ausserordentlich 
starke Zersplitterung von Zuständigkeiten zwischen Bund und Kantonen 
und bietet das schweizerische Wasserrecht das Bild eines unzusammen-
hängenden Mosaiks. Zum Beispiel regelt die bestehende Verfassung die 
Beziehungen zum Wasser in den Artikeln über die Nutzbarmachung der 
Wasserkräfte, die Wasserbaupolizei, öffentliche Werke der Wasserwirt-
schaft, die Schifffahrt, den Gewässerschutz und die Fischerei. Die Mo-
tion greift unter anderem diese Problematik auf und schlägt einen um-
fassenden Wasserwirtschaftsartikel vor. 

Noch im gleichen Jahr erklären beide Parlamentskammern die Motion 
und die damit verbundene Forderung nach einer wasserwirtschaftlichen 
Rahmenplanung für erheblich und überweisen sie zur Umsetzung an den 
Bundesrat. Die parlamentarische Debatte über den vom Bundesrat vor-
geschlagenen Entwurf eines neuen Verfassungsartikels (1972) stockt vor 
allem bei der Kompetenzausscheidung zwischen Bund und Kantonen. 
Schliesslich werden die erweiterten Rechte des Bundes abschliessend 
aufgezählt, um eine zukünftige Machtausweitung desselben zu verhin-
dern. In einigen aufgezählten Bereichen darf der Bund Gesetze erlassen 
(z.B. zu Restwassermengen bei Stauungen und Wasserentnahmen), bei 
anderen hat er lediglich die Kompetenz, Grundsätze festzulegen. Nicht 
aufgelistete Gebiete wie die Erhebung von Abgaben auf die Wassernut-
zung gehören zur kantonalen Hoheit. Einen anderen strittigen Punkt bil-
det die Hierarchie der Ziele, wobei ein postulierter Vorrang der Trink-
wasserversorgung keine Mehrheit findet. 

GEGENSTAND Der Einheit der Wasserwirtschaft sollte eine umfassende, zusammen-
hängende Regelung entsprechen, das heisst ein Wasserrecht mit mög-
lichst einheitlichem Aufbau. Infolgedessen soll mit der Teilrevision der 
Verfassung die Kompetenz des Bundes in Bereich Wasserwirtschaft er-
weitert und die Gesetzgebung einheitlicher gestaltet werden. Zielsetzung 
ist die umfassende, aber haushälterische Bewirtschaftung der Wasser-
vorkommen, Schutz des Menschen und der Umwelt vor den schädigen-
den Wirkungen des Wassers sowie der mengen- und qualitätsmässige 
Schutz der Gewässer. 
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ABSTIMMUNGSKAMPF In Anbetracht des wohlausgewogenen Vorschlages und der Integration 
aller relevanten politischen Kräfte ist die Teilrevision der Verfassung im 
Abstimmungskampf kaum umstritten. Einzig gewisse föderalistische Ar-
gumente finden eine Resonanz bei der Bevölkerung. 

ERGEBNIS Das Resultat fällt mit über drei Viertel Jastimmen klar aus, und die Betei-
ligung ist mit 30,9% tief. Als einziger Kanton lehnt das Wallis, wo die CVP 
die Neinparole ausgibt, die Vorlage ab. 

QUELLEN BBl 1972 II 1148; BBl 1975 II 190. NZZ vom 22.11.1975; TA vom 29.11.1975. APS 
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